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Kreis Lippe 
 
406 Immissionsschutz 
 
Genehmigungsverfahren nach §§ 4/10 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG). 
 
Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Behandlung 
von nicht gefährlichen Abfällen mit einer Durchsatz-
leistung von 50 Tonnen oder mehr je Tag in Horn-Bad 
Meinberg 
 
Die Firma Bockhof Metall und Logistik GmbH, Feldberg 2 in 
33189 Schlangen, beantragt die Genehmigung gemäß §§ 
4/10 des BImSchG für die Errichtung und den Betrieb einer 
Anlage zur Behandlung von nicht gefährlichen Abfällen mit 
einer Durchsatzleistung von 50 Tonnen oder mehr je Tag 
auf dem Betriebsgrundstück, 32805 Horn-Bad Meinberg, 
Industriestraße-Nord 38, Gemarkung Bad Meinberg, Flur 2, 
Flurstück 790. 
 
Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um die 
Neugenehmigung einer genehmigungsbedürftigen Anlage 
im Sinne des § 4 BImSchG. Die Anlage ist im Anhang zu § 
1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) unter der Nr. 8.11.2.3 als Anlage genannt, für 
die ein öffentliches Genehmigungsverfahren durchzuführen 
ist. Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der Ver-
ordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) 
wird das Vorhaben hierdurch öffentlich bekannt gemacht. 
Gegenstand dieser Genehmigung ist im Wesentlichen:   
 
• Die Aufstellung und Betrieb eines Holzzerkleinerers und 

zugehöriger Nachzerkleinerungsstufe (Altholzbehand-
lung). 

 
• Die Errichtung eines Lagerbereiches für Altholz und 

Holzschnitzel mit einer Gesamtlagermenge von 5000 t. 
 
Weitere Angaben zu dem Vorhaben können den ausgeleg-
ten Antragsunterlagen entnommen werden. 
 
Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen liegt 
in der Zeit vom 19.10.2015 bis einschließlich 19.11.2015 
bei 
 
� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Hauptein-

gang, 32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Straße 5, 
 
� der Stadt Horn-Bad Meinberg, Stadtentwicklung, Bauen 

und Liegenschaften - Raum 24, 32805 Horn-Bad Mein-
berg, Marktplatz 2, 

 
aus und kann dort während der Dienststunden eingesehen 
werden. 
 
Der Antrag und dieser Bekanntmachungstext ist zudem auf 
der Internetseite des Kreises Lippe (www.kreis-lippe.de) 
unter: Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche 
Bekanntmachungen abrufbar. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montags bis Donnerstags:    Von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitags:                                Von 07:30 Uhr bis 15:15 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
 

 
Dienststunden der Stadtverwaltung Horn-Bad Meinberg, 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften: 
Mo., Di., Do., Fr.:             Von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
Mittwochs:                        Von 07:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
Donnerstags:                    Von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
                                  und von 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der 
Auslegungsfrist und bis zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist (bis einschließlich 03.12.2015) schriftlich bei 
der Kreisverwaltung Lippe, 32756 Detmold, Felix-
Fechenbach-Straße 5 und bei der Stadtverwaltung Horn-
Bad Meinberg, Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaf-
ten, 32805 Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, erhoben 
werden. Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der 
Eingang der Einwendungen bei den genannten Stellen. Mit 
Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 des BImSchG). 
 
Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwen-
dungen vollständig und deutlich lesbar anzugeben. Unle-
serliche Namen oder Anschriften können nicht berücksich-
tigt werden. Die Einwendungsschreiben werden an den An-
tragsteller zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlan-
gen des Einwenders werden dessen Name und Anschrift 
unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurtei-
lung des Inhalts der Einwendungen erforderlich sind.  
 
Für den Fall, dass Einwendungen erhoben werden, wird 
hiermit der Termin zur mündlichen Erörterung der erhobe-
nen Einwendungen durch die Genehmigungsbehörde auf 
den 17.12.2015 ab 09:30 Uhr anberaumt. Er wird im Kreis-
haus des Kreises Lippe in einem Besprechungsraum des 
parlamentarischen Bereiches, Felix-Fechenbach-Straße 5 
in 32758 Detmold durchgeführt. Bei Bedarf wird die Erörte-
rung am darauffolgenden behördlichen Arbeitstag an glei-
cher Stelle ab 09:00 Uhr fortgesetzt.   
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BIm-
SchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus besonderen Grün-
den die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platz-
mangel haben Behördenvertreter, die Antragstellerin und 
Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht ha-
ben, sowie deren rechtsgeschäftliche Vertreter und Bei-
stände Vorrang bei der Teilnahme. Die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen werden in diesem Termin ohne Rück-
sicht auf das Ausbleiben des Antragstellers oder der Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Eine 
besondere Einladung zu diesem Termin erfolgt nicht mehr. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Ent-
scheidung über die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden kann. 
 
Im Auftrag  
 
 
gez. Kerkmann 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
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407 Bekanntmachung des Ergebnisses der Stich-

wahl des/der Landrats/Landrätin des Kreises 
Lippe am 27.09.2015 
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408 Allgemeinverfügung 04/2015 Tierseuchenver-

fügung zur Aufhebung der Allgemeinverfü-
gungen 01/2014 und 02/2015 zur Festlegung 
von Sperrbezirken im Kreis Lippe nach § 10 
Bienenseuchen-Verordnung (BienenSeuchV) 

 
1. Meine Allgemeinverfügung 01/2014 vom 29.08.2014 

zur Festlegung eines Sperrbezirks im Kreis Lippe nach 
§ 10  BienenSeuchV (Amtsblatt für den Kreis Lippe Nr. 
36 vom 01.09.2014) auf dem Gebiet der Stadt Horn-
Bad Meinberg, hebe ich hiermit auf. 

2. Meine Allgemeinverfügung 02/2015 vom 13.05.2015 
zur Festlegung eines Sperrbezirks im Kreis Lippe nach 
§ 10 BienenSeuchV (Amtsblatt für den Kreis Lippe Nr. 
29 vom 15.05.2015) auf dem Gebiet der Stadt Detmold 
hebe ich hiermit auf.  

3. Diese Tierseuchenverfügung tritt mit dem auf die Be-
kanntmachung folgenden Tag in Kraft.  

 
Begründung 
1. Zur Aufhebung der Allgemeinverfügung 01/2014 

In Horn-Bad Meinberg, Ortsteil Belle, war am 
20.08.2014 der Ausbruch der Amerikanischen Faulbrut 
(AFB) der Bienen amtlich festgestellt worden. Zum 
Schutz vor den von der Amerikanischen Faulbrut der 
Bienen ausgehenden Gefahren hatte ich daher mit All-
gemeinverfügung 01/2014 um den Ortsteil Belle in 
Horn-Bad Meinberg einen Sperrbezirk festgelegt. 
Mit der letzten Untersuchung der im Sperrbezirk ver-
bliebenen Bienenvölker sind alle Völker nunmehr zwei-
mal untersucht und waren ohne Anzeichen auf AFB. 
Die Faulbrut im Sperrbezirk 01/2014 gilt damit entspre-
chend § 12 Absätze 2 und 3 BienenSeuchV als erlo-
schen. Nach § 12 Absatz 1 BienenSeuchV ist der 
Sperrbezirk daher aufzuheben. 

 
2. Zur Aufhebung der Allgemeinverfügung 02/2015 

In Detmold, Ortsteile Detmold-Stadt und Jerxen-Orbke 
war am 11.05.2015 der Ausbruch der Amerikanischen 
Faulbrut (AFB) der Bienen amtlich festgestellt worden. 
Zum Schutz vor den von der Amerikanischen Faulbrut 
der Bienen ausgehenden Gefahren hatte ich daher mit 
Allgemeinverfügung 02/2015 in Detmold-Stadt und den 
nördlichen Ortsteilen einen Sperrbezirk festgelegt. 
Mit der letzten Untersuchung der im Sperrbezirk ver-
bliebenen Bienenstände sind nun alle Bienenvölker in-
nerhalb des Sperrbezirkes 02/2015 klinisch und mit Hil-
fe von Futterkranzproben untersucht und waren ohne 
Anzeichen auf AFB.  
Damit liegen die Voraussetzungen des § 12 Absätze 2 
und 3 BienenSeuchV vor, so dass die Faulbrut auch im 
Sperrbezirk 02/2015 als erloschen gilt. Nach § 12 Ab-
satz 1 Bienenseuchen-Verordnung ist der Sperrbezirk 
daher aufzuheben. 

 
Rechtsgrundlagen 
• § 12 Bienenseuchen-Verordnung vom 03.11.2004 

(BGBl. I S. 2738) 
• § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten auf den Ge-

bieten der Tiergesundheit, Tierseuchenbekämpfung 
und Beseitigung tierischer Nebenprodukte sowie zur 
Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von Tier-
seuchenverordnungen vom 27.02.1996 (GV. NRW S. 
104) 

 
 
 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Widerspruch beim Kreis Lippe, Der 
Landrat, Felix-Fechenbach-Straße 5 in 32756 Detmold er-
hoben werden.  
 
Hinweise: 
• Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift 

eingelegt werden. 
• Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch in-

nerhalb eines Monats beim Landesamt für Natur, Um-
welt und Verbraucherschutz NRW, Leibnizstr. 10, 
45659 Recklinghausen eingeht. 

 
Kreis Lippe 
Im Auftrag 
gez. 
 
 
Dr. Kros 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 747 
 

 

 

Stadt Bad Salzuflen 
 
409 Bekanntmachung des Ergebnisses der Stich-

wahl des/der Bürgermeister/in der Stadt Bad 
Salzuflen am 27.09.2015 
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410 4. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen, die 
Abfallentsorgung und die Straßenreinigung in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 01.10.2015 

 
Auf Grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV 
NRW 1994 S. 666) – in der aktuell gültigen Fassung – und 
der §§ 1, 2, 4, 6 und 10 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712) – in der aktuell 
gültigen Fassung – und des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) – in der aktuell  
gültigen  Fassung - und der §§ 51 ff. des Wassergesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 25. 
Juni 1995 (GV NRW 1995, S. 926) – in der aktuell gültigen 
Fassung – und des Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) 
vom 18.01.2005 (BGBl. I S 114) – in der aktuell gültigen 
Fassung – und des § 10 der Satzung über die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen in der Stadt Bad 
Salzuflen vom 24.04.1986 – in der aktuell gültigen Fassung 
- und der Entwässerungssatzung der Stadt Bad Salzuflen 
vom 20.10.2010 – in der aktuell gültigen Fassung – und 
des § 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV NRW 1988 S. 
250) – in der aktuell gültigen Fassung – und des § 21 der 
Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Bad Salzuf-
len vom 16.05.2012 – in der aktuell gültigen Fassung -  und 
der §§ 3 und 4 des Straßenreinigungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (StrReinG NRW) vom 18. De-
zember 1975 (GV NRW 1975 S. 706; ber. 1976 S. 12) – in 
der aktuell gültigen Fassung – und des § 6 der Satzung 
über die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen vom 
15.12.2010 – in der aktuell gültigen Fassung –  
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung vom 
30.09.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
§ 8 wird wie folgt geändert: 
 

§ 8 
Gebührensätze 

 
1. Grundstücksentwässerung  
    
1.1. Schmutzwassergebühr  
 1.1.1

. 
bei der Einleitung 
von ungeklärten 
Abwässern je m³   
einschließlich Ab-
wasserabgabe 

3,11 € 

 1.1.2
. 

bei Einleitung von 
vorgeklärten Ab-
wässern je m³ 
einschließlich Ab-
wasserabgabe 
 

1,55 € 

 
1.2 Gebühr für die Abfuhr von 

Grundstücksentwässe-
rungsanlagen 
Entsorgung Fäkal-
schlamm/Abwasser aus ab-
flusslosen Gruben  
je m³ abgefahrenen Gruben-
inhaltes 
 

43,27 € 

 
1.3. Niederschlagswassergebühr 

für das Einleiten von Nie-
derschlagswasser je m² an-
geschlossene bebaute und 
befestigte Fläche jährlich 
  

0,57 € 

2. Abfallentsorgung 
 

 

2.4 Behältergebühr für eine Sai-
sonbiotonne inkl. Behälter-
miete, jährlich 
 

 

 2.4.1 80 l, 14-tägliche 
Entleerung 

31,60 € 
 

 2.4.2 120 l, 14-tägliche 
Entleerung 

43,20 € 
 

 2.4.3 240 l, 14-tägliche 
Entleerung 
 

78,40 € 

Die Saisonbiotonne wird in den Mo-
naten April bis einschließlich No-
vember entleert. 
 

 

 
3. Straßenreinigung/Winterwartung 
 
3.1. Straßenreinigung 

bei einer jeweils einmaligen 
wöchentlichen Reinigung 
je Meter Grundstücksseite 
jährlich  

  

 3.1.1. in der Fußgän-
gerzone A  

3,36 € 

 3.1.2. in der Fußgän-
gerzone B  

3,14 € 

 3.1.3. für verkehrs-
beruhigte Stra-
ßen – Innen-
stadtbereich – 
 

2,85 € 

 3.1.4. für Straßen, die 
vorwiegend dem 
Anliegerverkehr 
dienen  
 

1,23 € 

 3.1.5. für Straßen des 
innerörtlichen 
Verkehrs  
 

1,10 € 

 3.1.6. für Straßen des 
überörtlichen 
Verkehrs 

0,96 € 

   
3.2. Winterwartung 

zusätzlich, je Meter Grund-
stücksseite jährlich 
 

 

 3.2.1. in der Fußgän-
gerzone A und in 
der Fuß-
gängerzone B 

2,77 € 

 3.2.2. für verkehrsberu-
higte Straßen – 
Innenstadt-
bereich -  

2,24 € 
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 3.2.3. für Straßen, die 

vorwiegend dem 
Anliegerverkehr 
dienen, 
für Straßen des 
inner-örtlichen 
Ver-kehrs und 
für Straßen des 
überörtlichen 
Verkehrs  

0,49 € 

    
Artikel 2 
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende „4. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen, die Abfallentsorgung 
und die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen“ wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-
der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen. 
 
Bad Salzuflen, den 01.10.2015 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
411 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (LÖG NRW) vom 16. November 2006 
zuletzt geändert vom 18. Mai 2013 ( GV. NRW S. 208) und 
den §§ 27 ff. des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse 
der Ordnungsbehörden (OBG) vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW S. 765) wird von der Stadt Bad Salzuflen gem. Be-
schluss des Rates vom 30.09.2015 für das Gebiet der 
Stadt Bad Salzuflen folgende ordnungsbehördliche Verord-
nung erlassen: 
 

§1 
1. - § 3 der Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen der Stadt Bad Salzuflen an Sonn- und Feierta-
gen vom 18. Mai 2009 in der Fassung der 2. Änderungs-
verordnung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Findet in einem Jahr eine in § 1 genannte Veranstal-
tung/Fest nicht statt, so kann an dessen Stelle während 
des Weihnachtstraumes ein Sonntag nach dem 24.12. 
bei Beachtung des § 6 Abs. 5 Ziffer 5 Ladenöffnungs-
gesetz NRW  treten. 
(2) Findet in einem Jahr ein in § 2 genannter Anlass nicht 
statt, so können Verkaufsstellen im Ortsteil Schötmar an 
dem 4. Adventssonntag in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 
Uhr geöffnet werden.  
 

§2 
2. – Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft 
 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungsverordnung wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
" Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen." 
 
Bad Salzuflen, den 01.10.2015 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 
 
 
412 Dritte Satzung zur Änderung der Satzung über 

die Errichtung und Unterhaltung von Über-
gangsheimen für ausländische Flüchtlinge in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 01.10.2015 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
30.09.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Zur vorübergehenden Unterbringung von ausländischen 
Flüchtlingen unterhält die Stadt Bad Salzuflen folgende Un-
terkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen: 
 
Ahornstraße 103, 
Kirchheider Straße 36, 
Schmaler Weg 5, 
Lockhauser Str. 5, 
Heidestr. 26 – 36, 
Tilsiter Straße 6 -12. 
 

Artikel 2 
 
§ 6 Absatz 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
 
 

 
(1) Die Benutzungsgebühren betragen je Quadratmeter 

Nutzfläche monatlich: 
Ahornstraße 103  5,40 €, 
Kirchheider Straße 36  3,41 €, 
Schmaler Weg 5  3,18 €, 
Lockhauser Str. 5  3,00 €, 
Heidestr. 26 – 36  6,06 €, 
Tilsiter Straße 6 – 12  6,06 €. 

 
Artikel 3 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 1. Oktober 2015 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Dritte Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Errichtung und Unterhaltung von Übergangshei-
men für ausländische Flüchtlinge in der Stadt Bad Salzuf-
len“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 01.10.2015 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 751 
 

 

 
413 Öffentliche Auslegung des Entwurfs der Haus-

haltssatzung 2016 der Stadt Bad Salzuflen 
 
Es wird hiermit bekanntgegeben, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Bad Salzuflen für das Haus-
haltsjahr 2016 mit Haushaltsplan und Anlagen am 
30.09.2015 in den Rat eingebracht wurde und für die Dauer 
des Beratungsverfahrens zur Einsichtnahme beim Fach-
dienst Kämmerei zur Verfügung steht. 
 

Öffnungszeiten 
im Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 2. Obergeschoss, 

Zimmer 2.3 bis 2.5 und Zimmer 2.8c bis 2.9 
(Fachdienst Kämmerei): 

montags bis mittwochs: 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr; 
donnerstags: 8.00 Uhr bis 17.30 Uhr; 

freitags: 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflich-
tige vom  
 

13. Oktober 2015 bis zum 30. Oktober 2015 
 
Einwendungen erheben. Die Einwendungen werden im 
Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 2. Obergeschoss, im 
Fachdienst Kämmerei, entgegengenommen. Über die Ein-
wendungen beschließt der Rat in öffentlicher Sitzung. 
 
Bad Salzuflen, den      01 . Oktober 2015 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
gez. : Schlüer 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 
 
 
414 8. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 

2014/2020 am 21.10.2015 
 
Am Mittwoch, dem 21.10.2015, um 17.00 Uhr findet im 
großen Sitzungssaal des Rathauses die 8. Sitzung des Ra-
tes der Stadt Bad Salzuflen in der Wahlperiode 2014/2020 
statt.  
 
Tagesordnung: 
 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
1. Amtseinführung des neuen  

Bürgermeisters,  
Herrn Roland Thomas 
 

2. Umbesetzung in den Gremien der 
Sparkasse Lemgo 

 
Bad Salzuflen, den 07.10.2015 
 
 
Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
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Stadt Blomberg 
 
415 Satzung zur 2. Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch 
der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich 
vom 11. Mai 2005 vom 28.09.2015 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1995 (GV. NRW. 
S. 666), in der zurzeit geltenden Fassung und der §§ 1, 2, 
4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 
712), in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der 
Stadt Blomberg in seiner Sitzung am 23.09.2015 folgende 
Satzung zur 2. Änderung der Satzung über die Erhebung 
von Elternbeiträgen für den Besuch der Offenen Ganztags-
schule im Primarbereich beschlossen: 
 
§ 4 Beitragsermäßigung/-befreiung (Absatz 1) erhält 
folgende Fassung: 
 
1. Der Besuch der OGS für ein Kind bleibt kostenfrei, wenn 
zeitgleich ein Geschwisterkind eine andere Kinderbetreu-
ungseinrichtung in der Großgemeinde besucht. Besucht ein 
Geschwisterkind eine Kinderbetreuungseinrichtung außer-
halb der Großgemeinde, wird der Elternbeitrag zur Hälfte 
festgesetzt.  
Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Perso-
nen, die nach § 2 Abs. 1 an die Stelle der Eltern treten, 
gleichzeitig die OGS, entfällt für das zweite und jedes wei-
tere Kind der Beitrag. 
 
§ 7 Inkrafttreten erhält folgende Fassung: 
 
Die vorstehende Satzung zur 2. Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch der 
Offenen Ganztagsschule im Primarbereich tritt rückwirkend 
am 01. August.2015 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 2. Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch der 
Offenen Ganztagsschule im Primarbereich in der Stadt 
Blomberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
 
 
 
 
 
 

 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg www.blomberg-
lippe.de/Verwaltung/Öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar. 
 
Blomberg, den 28.09.2015 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
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Stadt Detmold 
 
416 Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht 

vom 25.09.2015 
 
Der Rat der Stadt Detmold hat in seiner Sitzung am 
24.09.2015 aufgrund des  § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S.666), die 
zuletzt durch Gesetz vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) 
geändert worden ist, und des § 25 Abs. 1 Nr. 2 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt 
durch Artikel 118 der Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, folgende Satzung 
beschlossen:  
 

§ 1  Besonderes Vorkaufsrecht 
 
(1) Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen 

Entwicklung steht der Stadt Detmold ein Vorkaufs-
recht nach § 25 Abs. 1 Ziffer 2 für bebaute und un-
bebaute Grundstücke des Baugesetzbuches zu. 

 
§ 2  Räumlicher Geltungsbereich 

 
(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung um-

fasst die ehemaligen Militärwohnanlagen  
  
 − nördlich und südlich der Immelmannstraße zwi-

schen der Annastraße und östlich des Gerdawe-
ges,  

− nördlich und südlich der Niedersachsenstraße, 
östlich und westlich der Siegfriedstraße, südlich 
der Lilienthalstraße und westlich der Konversions-
fläche Hohenloh. 

  
(2) Die genaue Abgrenzung des räumlichen Geltungsbe-

reichs ergibt sich aus dem als Anlage 1 beigefügten 
Übersichtsplan, der Bestandteil dieser Satzung ist. 

 
§ 3  In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende „Satzung über ein besonderes Vorkaufs-
recht vom 25.09.2015“wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 25.09.2015 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
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417 Satzung über die endgültige Herstellung der 

Erschließungsanlage entsprechend der Sat-
zung über die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 
1992 für die Anlage: 

 
„In den Hülsen“ von Leistruper-Wald-Straße bis Einmün-
dung Neue Reihe 
 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
zur Zeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GONW) in der zur Zeit gültigen Fassung und § 8 Absatz 3 
über die endgültige Herstellung von Erschließungsanlagen 
der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträ-
gen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 1992 hat der Rat 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 24.09.2015 folgen-
de Satzung beschlossen: 
 

§1 
 
Der Rat stellt die endgültige Herstellung der Erschlie-
ßungsanlage fest und bestimmt, daß sie abweichend von 
den im § 8 Absatz 1 der Satzung über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 
1992 festgesetzten Herstellungsmerkmalen mit folgenden 
Herstellungsmerkmalen  
 
• der niveaugleich asphaltierten Mischfläche für alle Ver-

kehrsarten 
• an der Nordseite einem Schotterrasenstreifen von Ein-

mündung Leistruper- Wald-Straße bis Einmündung 
Dortmunder Straße, unterbrochen durch eine Aufwei-
tung der Fahrbahn vor dem Flurstück 329, Flur 1, Ge-
markung Oberschönhagen,  zum Zweck des Bege-
gungsverkehrs 

• an der Südseite einem Schotterrasenstreifen von Ein-
mündung Leistruper-Wald-Straße bis Einmündung 
Dortmunder Straße , unterbrochen durch eine Aufwei-
tung der Fahrbahn vor dem Flurstück 158, Flur 1, Ge-
markung Oberschönhagen ,  zum Zweck des Bege-
gungsverkehrs 

• der Straßenentwässerung an der Nordseite der Anlage 
• Gehweg auf der Nordseite von Einmündung Dortmun-

der Straße bis Einmündung Neue Reihe vor dem Flur-
stück 250 

• Pflanzinsel vor dem Flurstück 250, Flur 1, Gemarkung 
Oberschönhagen (Hsnr. 17, Neue Reihe)  

 
ihren endgültigen Ausbauzustand erreicht hat. 
 
Ein Lageplan ist dieser Satzung beigefügt und kann bei 
Bedarf während der Geschäftszeiten in Zimmer 238, Ro-
sental 21, 32758 Detmold eingesehen werden. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung über die endgültige Herstellung 
der Erschließungsanlage „In den Hülsen“ von Leistruper-
Wald-Straße bis Einmündung Neue Reihe 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 25.09.2015 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
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418 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
 
01-41 „Werreterrassen“, (beschleunigte Aufstellung) 
Ortsteil:  Detmold Nord 
Plangebiet: Südlich der Bahnlinie Herford-

Altenbeken, westlich der Volkhausen-
straße, nördlich der Simon-August-
Straße und der Georg-Weerth-Straße, 
östlich der Heldmanstraße 

 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 24.09.2015 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
01-41 „Werreterrassen“, (beschleunigte Aufstellung) 
Ortsteil:  Detmold Nord 
Plangebiet: Südlich der Bahnlinie Herford-

Altenbeken, westlich der Volkhausen-
straße, nördlich der Simon-August-
Straße und der Georg-Weerth-Straße, 
östlich der Heldmanstraße 

 
rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung im Fachbe-
reich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-
Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
 
 
 
 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 25.09.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
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419 Offenlegung des Bebauungsplanes 
 
01-53 „Gelskamp", 14. (rückwirkende) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Teilbereich C: zwischen Am 

Stoppelkamp und Eisenbahn 
 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 23.09.2015 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf des o. g. Bebauungsplanes 
mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Entwurfsbe-
schluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des 
 
Bebauungsplanes 01-53 „Gelskamp", 14. (rück-
wirkende) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Teilbereich C: zwischen Am 

Stoppelkamp und Eisenbahn 
 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung und den wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 
 

20.10.2015 bis einschließlich 03.11.2015 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Neben dem Entwurf des Plans einschließlich des Umwelt-
berichts sind folgende Dokumente verfügbar, die umwelt-
bezogene Informationen enthalten:  
 

Art der  
vorhandenen  
Information  

Urheber  
 

Thematischer  
Bezug  

Zwei Stellung-
nahmen von 
Behörden und 
sonstigen Trä-
gern  
öffentlicher Be-
lange 

Kreis Lippe, 
Geologischer 
Dienst NRW 

Überschwem-
mungsgebiet, 
Aussagen zum 
Baugrund 

Ein Fachgutach-
ten 

GEONET Um-
weltconsulting 
GmBH 

Klimaökologi-
sche Auswir-
kungen 

 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
 

 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 119, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 23.09.2015 über den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 01-53 „Gelskamp“, 14. (rück-
wirkende) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Teilbereich C: zwischen Am 

Stoppelkamp und Eisenbahn 
 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 29.09.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
420 Bekanntmachung des Ergebnisses der Stich-

wahl des Bürgermeisters der Stadt Horn-Bad 
Meinberg am 27.09.2015 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
421 Bekanntmachung über die Einebnung von 

Grabstätten auf den Friedhöfen Brake, Entrup, 
Hörstmar, Leese, Lüningheide, Lüerdissen, 
Rintelner Straße, Voßheide, Trophagen. 

 
Reihengrabstätten auf den Friedhöfen Brake, Entrup, 
Hörstmar, Leese, Lüningheide, Lüerdissen, Rintelner 
Straße, Voßheide, Trophagen, bei denen die Ruhezeit 
abgelaufen ist und die ungepflegt sind, werden nach Ab-
lauf von drei Monaten nach Veröffentlichung, gemäß § 14 
Abs. 4 der Friedhofssatzung der Stadt Lemgo vom 11. De-
zember 2012, geändert durch Satzung vom 23.06.2015, 
kostenpflichtig eingeebnet. Innerhalb dieser drei Monate 
sind von den Nutzungsberechtigten die Grabsteine und 
Einfassungen zu entfernen oder entfernen zu lassen.  
 
Grabstätten (Erdwahl- und Urnenwahlgräber) auf den 
Friedhöfen Brake, Entrup, Hörstmar, Leese, Lüninghei-
de, Lüerdissen, Rintelner Straße, Voßheide, Tropha-
gen, bei denen die Nutzungszeit abgelaufen ist und die 
ungepflegt sind, werden nach Ablauf von drei Monaten 
nach Veröffentlichung, bzw. drei Monate nach Anbringung 
des Hinweisschildes auf der Grabstätte, gemäß § 24 Abs. 2 
der Friedhofssatzung der Stadt Lemgo vom 11. Dezember 
2012, geändert durch Satzung vom 23.06.2015, kosten-
pflichtig eingeebnet. Die Hinweisschilder wurden am 
24.09.2015 auf den betroffenen Grabstellen angebracht. 
 
Wahl-Grabstätten mit abgelaufener Nutzungszeit: Sofern 
nicht ein dazu Berechtigter bis zum 31.01.2016 den Antrag 
auf Verlängerung der Nutzungszeit bei der Friedhofsver-
waltung der Stadt Lemgo stellt, 
wird die Grabstätte von Amts wegen abgeräumt und einge-
ebnet. 
 
Die Angehörigen werden gebeten, die Grabmale, Blumen-
vasen und den übrigen Grabschmuck zu entfernen. 
Nicht abgeräumtes Grabzubehör geht in das Eigentum der 
Stadt Lemgo über. 
 
Grabstätten (Reihen, Wahl- und Urnengräber) auf den 
Friedhöfen Brake, Entrup, Hörstmar, Leese, Lüninghei-
de, Lüerdissen, Rintelner Straße, Voßheide, Tropha-
gen, bei denen die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen 
ist, die aber ungepflegt sind, werden nach Ablauf von drei 
Monaten nach Veröffentlichung, bzw. drei Monate nach 
Anbringung des Hinweisschildes auf der Grabstätte, ge-
mäß § 18 Abs. 6 i.Vm. § 24 Abs.1 u. Abs.2 der Friedhofs-
satzung der Stadt Lemgo vom 11. Dezember 2012, geän-
dert durch Satzung vom 23.06.2015, kostenpflichtig einge-
ebnet. Die Hinweisschilder wurden am 24.09.2015 auf den 
betroffenen Grabstätten angebracht. Auf die Verpflichtung 
zur Herrichtung und Pflege der Grabstätten wird hiermit 
gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 der Friedhofssatzung hingewie-
sen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Pflegeverpflichteten werden hiermit gebeten, die Grab-
stätte bis spätestens 31. Januar 2016 wiederordnungsge-
mäß herzurichten. Andernfalls wird die Einebnung gemäß § 
24 der Friedhofssatzung der StadtLemgo vom 11. Dezem-
ber 2012, geändert durch Satzung vom 23.06.2015, durch-
geführt.  
 
Lemgo, den 24.09.2015 
 
Alte Hansestadt Lemgo  
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 
 
 
422 Bekanntmachung gemäß § 45 Kommunalwahl-

gesetz 
 
Herr Horst Kespohl, Krubbeleck 8, 32657 Lemgo, hat auf 
seinen Sitz als Vertreter im Rat der Alten Hansestadt Lem-
go mit Ablauf des 30.09.2015 verzichtet. 
 
Nach § 45 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) vom 30. Juni 
1998 in der zurzeit gültigen Fassung, stelle ich hiermit fest, 
dass Herr Friedrich Remmert, Niederluher Straße 77, 
32657 Lemgo, als direkter Ersatzbewerber aus der Reser-
veliste der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 
(CDU) den freigewordenen Sitz im Rat der Alten Hanse-
stadt Lemgo mit Wirkung vom 01.10.2015 einnimmt. 
 
Gegen diese Entscheidung können, 
 
a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 
b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Par-

teien und Wählergruppen, die an der Wahl teilgenom-
men haben, sowie 

c) die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe dieser Entschei-
dung Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über 
die Gültigkeit der Feststellung gemäß § 40 Abs. 1 Buchsta-
be a bis c KWahlG für erforderlich halten. 
 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter (Bürgermeister der Alten 
Hansestadt Lemgo, Rathaus, Marktplatz 1, 32657 Lemgo) 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Lemgo, 02.10.2015 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
 
 
Tolkemitt 
Wahlleiter 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
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423 Öffentliche Bekanntmachung Hinweis auf das 

Widerspruchsrecht gegen die Datenübermitt-
lung aus dem Melderegister (§ 18 Abs. 7 des 
Melderechtsrahmengesetzes –MRRG) 

 
Gemäß § 58c Abs. 1 des Soldatengesetzes (SG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30.05.2005 (BGBl. I S. 
1482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.08.2013 
(BGBl. I S. 3386), übermittelt die Stadt Lemgo als Melde-
behörde zum Zweck der Übersendung von Informations-
material über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bundes-
amt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März folgende 
Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die 
im nächsten Jahr volljährig werden: 
 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat (§ 18 Abs. 7 
MRRG). 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 18 Abs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der Voll-
endung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu nicht 
der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, die zu 
ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt-
lung ist an die Alte Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro – Kun-
denberatung, 32655 Lemgo zu richten oder direkt bei der 
Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro – Kundenberatung, 
Ballhaus, Marktplatz 3, 32657 Lemgo einzulegen. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Lemgo, den 01.10.2015 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 763 
 

 

 

Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
424 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister (§ 
18 Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes - 
MRRG) 

 
Gemäß § 58c Abs. 1 des Soldatengesetzes (SG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30.05.2005 (BGBl. I S. 
1482), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Bundeswehr-
Attraktivitätssteigerungsgesetz (BwAttraktStG) vom 
13.05.2015 (BGBl. I S. 706), übermittelt die Stadt Schieder-
Schwalenberg als Meldebehörde zum Zweck der Übersen-
dung von Informationsmaterial über Tätigkeiten in den 
Streitkräften dem Bundesamt für Wehrverwaltung jährlich 
bis zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deut-
scher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig 
werden: Familienname, Vorname und gegenwärtige An-
schrift. 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat (§ 18 Abs. 7 
MRRG). 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 18 Abs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der Voll-
endung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu nicht 
der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, die zu 
ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt-
lung ist an den Bürgermeister, Fachbereich 3 -Ordnung 
und Soziales-, Domäne 3, 32816 Schieder-Schwalenberg, 
zu richten oder direkt bei der Meldebehörde der Stadt 
Schieder-Schwalenberg, Domäne 3 (Zimmer 6), Schieder, 
einzulegen. Vordrucke für das Widerspruchsrecht sind bei 
der Meldebehörde erhältlich. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 22. September 2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
425 20. - vereinfachte - Änderung des Bebauungs-

plans 01/11 "Sehlberg" der Stadt Schieder-
Schwalenberg, Ortsteil Schieder gem. § 13 
BauGB 

 
Entwurfsbeschluss und Beschluss über die Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Stadt 
Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sitzung am 
17.09.2015 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Bebauungsplan 01/11 „Sehlberg“ der Stadt Schieder-
Schwalenberg für den Ortsteil Schieder soll gemäß § 13 
BauGB geändert werden.  
 
Wesentlicher Inhalt der Änderung ist, dass Garagen 
und Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO auf den nicht 
überbaubaren Flächen zugelassen werden können.  
 
Der räumliche Geltungsbereich wird im beigefügten Lage-
plan (ohne Maßstab und ohne Planaussagen) verbindlich 
dargestellt.  
 
Auf die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Behörden und Träger öffentlicher Belange wird gemäß § 13 
Absatz 2 Ziff. 1 verzichtet. Die Verwaltung wird beauftragt, 
gemäß § 13 Abs. 2 Ziff. 2 die Beteiligung der Öffentlichkeit 
nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Behördenbeteiligung nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Änderung ist im beige-
fügten Übersichtsplan umrandet dargestellt. Die Abgren-
zung des Geltungsbereiches der Änderung verbindlich. 
 
Gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuches wird der Sat-
zungsentwurf nebst Begründung in der Zeit vom 
  

20. Oktober bis einschließlich 20. November 2015 
 
öffentlich ausgelegt. 
 
Während der Auslegungszeit können Stellungnahmen ab-
geben werden bei dem 
 
Bürgermeister der Stadt Schieder-Schwalenberg 
Fachbereich 2 – Stadtentwicklung 
Im Kurpark 2 (Palais), Zimmer 17 / 19 
32816 Schieder-Schwalenberg 
 
Hier liegt auch der Satzungsentwurf mit Begründung aus, 
und zwar während folgender Zeiten: 
montags bis freitags    8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
montags bis mittwochs zusätzlich   14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
donnerstags zusätzlich   14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
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Außerhalb dieser Zeiten kann nach Vereinbarung ebenfalls 
eine Einsicht erfolgen.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Bebauungsplanänderung 
unberücksichtigt bleiben (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB). 
 
Schieder-Schwalenberg, den 28.09.2015 
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 

Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs der  
20. Änderung des Bebauungsplans 01/11 „Sehlberg“ 
 der Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Schieder 

 
 

(Karte ohne Maßstab und Planaussagen) 
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Gemeinde Schlangen 
 
426 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister (§ 
18 Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes – 
MRRG) 

 
Gemäß § 58 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 
16. September 2008 (BGBl. I S. 1886) in der zurzeit gülti- 
gen Fassung übermittelt die Gemeinde Schlangen als Mel-
debehörde zum Zweck der Übersendung von Informati-
onsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bun-
desamt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März fol-
gende Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörig-
keit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift. 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat (§18 Abs. 7 
MRRG). 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 18 Abs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der Voll-
endung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu nicht 
der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, die zu 
ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt-
lung ist an die Gemeinde Schlangen, Der Bürgermeister, 
Fachbereich 30, Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, einzule-
gen. Vordrucke für das Widerspruchsrecht sind bei der 
Meldebehörde erhältlich. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Schlangen, den 01. Oktober 2015 
 
Gemeinde Schlangen 
 
 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
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Jobcenter Lippe 
 
427 Öffentliche Zustellung eines Widerspruchsbe-

scheides vom 31.08.2015 zu dem Widerspruch 
vom 14.07.2015 gegen den Bescheid vom 
11.06.2015 an Frau Rosita Georgieva 

 
An Frau Rosita Georgieva ist am 31.08.2015 unter dem 
Aktenzeichen W924/2015 ein Widerspruchsbescheid erlas-
sen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Frau Rosita 
Georgieva unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Widerspruchsbescheid durch 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zuge-
stellt, wenn seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr 
als zwei Wochen vergangen sind. Mit der Zustellung be-
ginnt die Klagefrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grund-
sätzlich nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Horn-Bad Meinberg, Wirtschaftliche Hilfen, Mit-
telstr. 67, in 32805 Horn-Bad Meinberg während der übli-
chen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 21.09.2015 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Stefan Kucza 

Kr.Bl.Lippe 12.10.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


